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Im ersten Jahr nach der Verabschiedung der globalen Strategie der Europäischen Union1

unterlag  die  Gemeinsame  Außen-  und  Sicherheitspolitik  (GASP)  einem  gestiegenen
Anpassungsdruck,  die  lange  geforderte  „Sicherheits-  und  Verteidigungsunion“  umzu-
setzen. Hierbei griff die Europäische Union auf die Möglichkeiten der flexiblen Integra-
tion zurück, wozu die Verstärkte Zusammenarbeit, konstruktive Enthaltungen sowie für die
Gemeinsame  Sicherheits-  und  Verteidigungspolitik  (GSVP)2 die  Ständige  Strukturierte
Zusammenarbeit  zählen.  Die  europäische  Außenstrategie  vom  Juni  2016  stellte  den
Aufbau von Widerstandskraft („resilience“) gegenüber inneren und äußeren Bedrohungen
in den Mittelpunkt. Dieser Anspruch spiegelte die realistische Einsicht der Europäer wider,
ihren  transformativen  außenpolitischen  Anspruch  der  Vergangenheit  weitestgehend
zurückzunehmen und dafür die eigenen Fähigkeiten zur Gefahrenabwehr EU-intern sowie
-extern vorwiegend in den Nachbarstaaten zu stärken.3

Die GASP unter neuen Rahmenbedingungen

Seit der völkerrechtswidrigen Annexion der Krim durch Russland in 2014 war die sicher-
heitspolitische Lage der Europäischen Union durch anhaltende Instabilitäten in der öst-
lichen aber auch in der südlichen Nachbarschaft bestimmt. Zudem ließen die schwierigen
bilateralen  Beziehungen zwischen der  Union  und den  Garantiemächten  der  transatlan-
tischen Ordnung – Großbritannien und den USA – und dem NATO-Verbündeten Türkei
den Ruf nach Europas außen- und sicherheitspolitischer Eigenständigkeit lauter werden.
Es ließen sich fünf veränderte Parameter der GASP identifizieren:

Im  anhaltenden  Ukraine-Konflikt  war  kein  nennenswertes  Vorankommen  bei  der
Umsetzung des Minsker Abkommens zu beobachten.4 Eine Stabilisierung der Ostukraine
unter Bewahrung der territorialen Integrität des Landes war nicht erkennbar.  Russlands
Außen- und Sicherheitspolitik setzte auch weiterhin auf eine Destabilisierung der östlichen
Nachbarschaft und kooptierte nichtstaatliche Akteure zur eigenen geopolitischen Interes-
sendurchsetzung im südlichen Nachbarschaftsraum.5

Die  Migrationsströme  über  das  Mittelmeer  erforderten  eine  kohärente  europäische
Migrationspolitik der Europäischen Union6, die illegale Zuwanderungswege erschwert und
legale Wege ermöglicht. Die Europäische Union arbeitete mit den Herkunftsstaaten daran,
Menschen davon abzuhalten, ihre Länder überhaupt zu verlassen. Insbesondere das insta-
bile Libyen galt als Ausgangspunkt für Menschenhändler, bis eine verstärkte Kooperation

1 European Union: EU Global Strategy, abrufbar unter: https://europa.eu/globalstrategy/en (letzter Zugriff:
1.11.2017).

2 Siehe auch den Beitrag „Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik“ in diesem Buch.
3 Annegret Bendiek: Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU. Von der Transformation zur

Resilienz, Stiftung Wissenschaft und Politik Studie, September 2017.
4 Siehe auch den Beitrag „Ukraine“ in diesem Buch.
5 Siehe auch den Beitrag „Die EU und Russland“ in diesem Buch.
6 Siehe auch den Beitrag „Asyl-, Einwanderungs- und Visapolitik“ in diesem Buch.
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Italiens  mit  der  libyschen  Küstenwache  die  Anzahl  der  Überfahrten  im  August  im
Vergleich zum Vorjahr um 80 Prozent senkte.7

Nach den Verhaftungen von deutschen und europäischen Staatsbürgern in der Türkei,8

zum Beispiel des deutschen Journalisten Deniz Yücel Anfang 2017, waren die Beziehun-
gen zum europäischen Nachbarland und NATO-Mitglied problematisch. Eine Suspendie-
rung der EU-Beitrittsgespräche wurde vielfach im deutschen Wahlkampf gefordert.

Die Europäer waren seit der Wahl Donald Trumps zum US-amerikanischen Präsidenten
verunsichert darüber, inwieweit man noch gemeinsam mit den USA an einer multilateralen
Ordnung auf der Basis des Völkerrechts arbeiten könne. Deren unilateraler Rückzug aus
dem Pariser Klimaabkommen, die anhaltende und mangelnd abgestimmte Kritik am aus-
gehandelten Nuklearabkommen mit dem Iran und der verschärfte Aufruf an die Europäer,
die Verteidigungsausgaben zu erhöhen, führten zu transatlantischen Verstimmungen. Eine
US-amerikanische Abkehr von der gemeinsamen Politik gegenüber Russland hatte  sich
hingegen nicht bestätigt.9

Der bevorstehende Verlust  Großbritanniens als  erfahrene  Militär-  und Außenpolitik-
macht wurde als herber Rückschlag für die GASP gewertet. Die Befürchtung war, dass der
Brexit10 zu einer Schwächung der Union, wenn nicht sogar zu einer Kettenreaktion von
Austritten führen könnte. Stattdessen überwogen 2017 die politischen und ökonomischen
Probleme der Briten, da viele Finanzmarktfirmen sich auf dem Absprung ins EU-Ausland
befanden. Laut einer Umfrage in acht Mitgliedstaaten stieg mit dem Brexit das Vertrauen
in die EU-Mitgliedschaft und die Bereitschaft weitere Politikfelder gemeinschaftlich zu
organisieren, inklusive der Außenpolitik.11

Aufbruch zur Schaffung einer „Sicherheits- und Verteidigungsunion“

Unter diesen neuen Rahmenbedingungen kündigte die Hohe Vertreterin der Europäischen
Union  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik,  Federica  Mogherini,  bei  ihrem  Besuch  in
Washington im Februar 2017 eine „transaktionale Beziehung“ zu den USA an, in welcher
die Europäische Union selbstbewusst ihre europäischen Interessen und Prinzipien vertre-
ten wolle.12 Dahingegen warnten Experten, dass ohne die Sicherheitsgarantien der USA
europäische Zerfallserscheinungen und Zwietracht in der GASP unumstößlich seien.13

Rückenwind für das ambitionierte Ziel der „strategischen Autonomie“ Europas, wie sie
in der globalen Strategie der Europäischen Union gefordert wurde, gab die Bundeskanzle-
rin Angela Merkel bei einer Wahlkampfveranstaltung Ende Mai. Sie plädierte dafür, dass
die Europäer künftig ihr Schicksal in die eigenen Hände nehmen müssten.14 Dieses neue
Selbstbewusstsein wurde auch durch den Wahlsieg des pro-europäischen Präsidentschafts-
kandidaten Emmanuel Macron in Frankreich unterstrichen. Merkel und Macron sprachen
sich beim Deutsch-Französischen Ministerrat im Juli 2017 erneut für  eine vertiefte und

7 Nach Daten des UNHCR: Operational Portal, Refugee situations, abrufbar unter:  http://data2.unhcr.org/
en/situations/mediterranean (letzter Zugriff: 14.11.2017). 

8 Siehe auch den Beitrag „Türkei“ in diesem Buch.
9 Siehe auch den Beitrag „Die Europäische Union und die USA“ in diesem Buch.
10 Siehe auch den Beitrag „Brexit“ in diesem Buch.
11 Friedrich Ebert Stiftung: Was hält Europa zusammen? Die EU nach dem Brexit, Berlin 2017, hier S. 14.
12 European External Action Service: Mogherini underlines importance of EU-US ties, 11.2.2017.
13 Hans Kundnani: President Trump, the U.S. Security Guarantee, and the Future of European Integration,

German Marshall Fund of the United States, Policy Brief 48, January 2017.
14 Bundeskanzlerin Angela Merkel bei einer Wahlkampfveranstaltung am 28. Mai 2017 in München; siehe

auch den Beitrag „Bundesrepublik Deutschland“ in diesem Buch.
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verbesserte Zusammenarbeit  bei  der  europäischen Sicherheit  und Verteidigung aus und
kündigten die Entwicklung eines gemeinsamen Kampfjets an.15

Die breite Zustimmung für das „sichere und geschützte Europa“ mündete ebenfalls in
der Erklärung von Rom und in der Rede zur Lage der Union von Jean-Claude Juncker vor
dem Europäischen Parlament im September 2017, in der er sich erneut für ein Europa
aussprach, das „schützt, stärkt und verteidigt“. Reformen wurden unter der erklärten Ziel-
vorgabe zur Umsetzung einer „Sicherheitsunion“, einer „Verteidigungsunion“ und einer
engen „EU-Nato-Zusammenarbeit“ auf den Weg gebracht.16 Alle Maßnahmen sollten zu
einer Verstetigung von politischer und institutioneller Macht in der GASP führen. Hierzu
zählten etwa die Umsetzung des Aktionsplans im Verteidigungsbereich der Kommission,
der  Europäische Verteidigungsfonds,  eine EU-Kommandozentrale für  militärische  Trai-
ningsmissionen (MPCC) und die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit.

Ob die Reformen jedoch zu einer faktischen Fusion von militärischen Fähigkeiten der
Europäischen Union führen, war strittig. Weiterhin bestanden unterschiedliche Zielsetzun-
gen der Reformen. Deutschland plädierte eher für die politische Wirkung von Reformen
hin  zur  Verteidigungsunion  und  das  Ziel  einer  breiten  Teilhabe  von  Mitgliedstaaten,
während Frankreich konkrete operative Verbesserungen auch exklusiv mit wenigen Staaten
favorisierte.17 Wie der Besuch des US-Präsidenten Trump in Warschau im Juni verdeut-
lichte, betonte Polen eine enge transatlantische Zusammenarbeit mit der NATO als sicher-
heitspolitische  Priorität.  Ungarn  lehnte  grundsätzlich  Souveränitätstransfers  auf  die
Unionsebene ab und konzentrierte sich auf die Grenzsicherung, um Flüchtlinge abzuweh-
ren. Zudem zeigte sich Budapest weder solidarisch mit den anderen EU-Staaten noch bei
der Umsetzung von Abkommen mit Drittstaaten. Somit zeigten sich neben dem Integra-
tionswillen einer Gruppe von Mitgliedstaaten um Deutschland und Frankreich auch neue
Trennlinien in der GASP.

Krisenmanagement in der Nachbarschaft18

Die Europäische Union litt zunehmend nach außen an einem Glaubwürdigkeitsproblem,
insbesondere in der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP). Die Beitrittspolitik und
die  ENP waren  tief  zerrissen zwischen  Ansprüchen von Transformation einerseits  und
Gefahrenabwehr  im  Sinne  der  Stärkung  der  eigenen  Widerstandskraft  andererseits.
Beispielsweise hatte der Kommissionspräsident den Beitritt der Türkei im September 2017
explizit ausgeschlossen. Gleichwohl wollte die Europäische Union an einer engen Zusam-
menarbeit mit der Umsetzung der Erklärung EU-Türkei festhalten. 

Gegenüber den südosteuropäischen Staaten hielt die Europäische Union an ihrer Kondi-
tionalitätspolitik fest. Mit den Balkanstaaten wurde durch den Stabilisierungs- und Assozi-
ierungsprozess an der Beitrittsperspektive für diese Länder festgehalten. Mit Montenegro
und  Serbien  konnten  in  den  Beitrittsverhandlungen  neue  Verhandlungskapitel  eröffnet
werden.  Bosnien-Herzegowina  stellte  seinen  Beitrittsantrag.  Gleichwohl  wurde  in

15 Gemeinsame Erkärung zum Deutsch-Französischen Ministerrat,  13.  Juli  2017,  abrufbar unter:  https://
www.bundesregierung.de/Content/DE/Pressemitteilungen/BPA/2017/07/2017-07-13-erklaerung-d-f-minis
terrat.html (letzter Zugriff: 14.11.2017). 

16 Tuomas Iso-Markku/Niklas Helwig: Europe's New Defence Agenda: Major hurdles still remain, The Fin-
nish Institute of International Affairs, Briefing Paper 211, December 2016.

17 Nicole Koenig/Marie Walter-Franke: Frankreich und Deutschland: Speerspitze der GSVP?, Jacques Delors
Institut – Berlin, Policy Paper 202, Juli 2017.

18 Siehe auch die Beiträge in den Kapiteln „Die Europäische Union und ihre Nachbarn“ und „Die Erweite-
rung der Europäischen Union“ in diesem Buch.
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Bosnien-Herzegowina  die  Operation  „Althea“  mit  rund  600  Soldaten  zur  Ausbildung
bosnischer Sicherheitskräfte verlängert. Die Stabilisierungsbemühungen in Albanien, der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien und im Konflikt zwischen Serbien und
Kosovo gestalteten sich zäh, weshalb die Mandatsverlängerung der Rechtsstaatlichkeits-
mission im Kosovo mit rund 800 Sicherheitskräften als notwendig erachtet wurde.

Wie schwierig die Balance  zwischen Transformation und Resilienz  war,  zeigte  sich
auch in der Umsetzung der Nachbarschaftspolitik und brachte sich in den starken Vor-
behalten der Niederlande gegenüber dem Assoziierungsabkommen mit der Ukraine zum
Ausdruck.19 Durch ein Zusatzprotokoll, welches feststellte, dass die Ukraine keine konkre-
te Beitrittsperspektive erhält, konnte die Europäische Union im Dezember letzte mitglied-
staatliche Vorbehalte aus dem Weg räumen und die Ratifizierung ermöglichen. Es wurde
sogar die Visumspflicht für Staatsangehörige der Ukraine und Georgien aufgehoben.

Das Ziel der Europäischen Union, die Resilienz in der europäischen Nachbarschaft zu
stärken, war ambitioniert und zeigte sich vorwiegend im Krisenmanagement der Europä-
ischen Union in der Region. Insgesamt liefen in 2017 sechs militärische und neun zivile
Missionen der Union in insgesamt zwölf Ländern oder Gebieten, vorwiegend in der euro-
päischen Nachbarschaft. Die Missionen in den Nachbarstaaten reichten von Sicherheits-
sektorreform und Außengrenzmanagement in der Ukraine und in Libyen, über Monitoring
in Georgien bis hin zur Überwachung des bilateralen Abkommens zwischen Israel und der
Palästinensischen Behörde.

Weiteres EU-Engagement konzentrierte sich auf die Piraterie-Bekämpfung und Küsten-
wache in der Operation „Atalanta“ am Horn von Afrika bis hin zur Unterbindung von
Menschenschmuggel inklusive Bootsdurchsuchungen in der europäischen Marinemission
„Sophia“ im Mittelmeer. 2016 entschied sich die Europäische Union dafür, die Mandate
zur Sicherheitssektorreform in Mali und Niger (EUCAP Sahel Niger) auf Migrationsmana-
gement  und  Grenzsicherung  auszuweiten.  Ab  Juni  wurden  beide  Missionen  Teil  des
„Migration Partnership Frameworks“ für Mali und Niger. Im Sommer 2017 wurde zudem
eine „Regional Coordination Cell“ eingerichtet, die an der Mission in Bamako die G5-
Sahelstaaten unterstützen sollen. Erstmalig wurde Art. 28 (1) des Vertrags über die Euro-
päische Union (EUV) angewandt, um eine Stabilisierungsaktion in Mali durchzuführen,
welche das Ziel  hatte,  lokale Behörden zu unterstützen und zu beraten. Die Steuerung
erfolgte aus einer neuen thematischen Einheit im Europäischen Auswärtigen Dienst, die
für Konfliktprävention zuständig ist. PRISM (Prevention of Conflicts Rule of Law/SSR,
Integrated Approach, Stabilisation and Mediation) soll den „Integrierten Ansatz“, eine der
fünf Prioritäten der Globalen Strategie im europäischen Krisenmanagement, umsetzen.20 

Begrenztes internationales Engagement

Die globale EU-Strategie hatte sich hohe Ziele gesetzt. Die Europäische Union sollte zu
einer „friedlichen, fairen und wohlhabenden Welt“ beitragen. Anspruch und Wirklichkeit
klafften in der  globalen Politik jedoch weit  auseinander.  Zwar  wollte  die Europäische
Union die Führungsrolle bei der Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung
der Vereinten Nationen einnehmen.21 Im Jahr 2016 wurden 75,5 Mrd. Euro für öffentliche
Entwicklungszusammenarbeit ausgegeben. Allein für den Zeitraum 2014 bis 2020 hatte

19 Siehe auch den Beitrag „Die Niederlande“ in diesem Buch.
20 Tobias Pietz: Flexibiliserung und “Stabiliserungsaktionen”: EU-Krisenmanagement ein Jahr nach der Glo-

balen Strategie, Zentrum für Internationale Friedenseinsätze, Policy Briefing, September 2017.
21 Siehe auch den Beitrag „Die Europäische Union und die Vereinten Nationen“ in diesem Buch.
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die Europäische Kommission 31 Mrd.  Euro für Afrika bereitgestellt.  Jedoch blieb das
europäische  Engagement  bezüglich  der  Entwicklungszusammenarbeit  und  humanitären
Hilfe begrenzt. 

Der  G20-Gipfel  im  Frühjahr  hatte  für  die  EU-Afrikapolitik  weitere  Wegmarken
gesetzt.22 Die  alte  Gemeinschaftsmethode  in  den  Außenbeziehungen  Europas  bekam
faktisch eine neue Wendung, indem sich die Bundeskanzlerin Merkel vor dem G20-Gipfel
in Hamburg von ausgewählten europäischen Staats- und Regierungschefs Rückendeckung
für ihre Agenda holte. Zu der Sitzung kamen EU-Kommissionspräsident Juncker und EU-
Ratspräsident Donald Tusk, die britische Premierministerin Theresa May, der spanische
Ministerpräsident Mariano Rajoy, Frankreichs Staatspräsident Macron, Italiens Minister-
präsident Paolo Gentiloni, der niederländische Regierungschef Mark Rutte und die norwe-
gische Ministerpräsidentin Erna Solberg. Das europäische Recht fand hier keine Anwen-
dung.  Exklusivität  auf  der  Basis  von  wirtschaftlicher  Größe  und  politischer  Macht
schienen die Währungen zu sein, die im internationalen Engagement der Europäer zählten.

Das Engagement der Europäischen Union zur Wiederherstellung des Friedens in Syrien,
bei  der Suche nach einer  Konfliktlösung im Jemen und bei  der  Stabilisierung Libyens
konnte daher nur sehr begrenzt und, wie im Irak, im Wesentlichen auf humanitäre Hilfs-
maßnahmen beschränkt bleiben.23 Die von Mogherini vorgelegte und von den Außenminis-
tern verabschiedete Syrien-Strategie legte im April nahe, dass die Europäische Union sich
am besten bei  der  Suche einer politischen Lösung innerhalb des Friedensprozesses der
Vereinten  Nationen  und  beim  anschließenden  Wiederaufbau  einbringen  könnte.  Des
Weiteren sagten die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten bei einer Geberkonferenz
neue Milliardenhilfen für humanitäre Zwecke zu.

Es gab jedoch seitens der Hohen Vertreterin vermehrte Versuche, sich als Vermittlerin
zur Konfliktbeilegung anzubieten. So bot sich die Europäische Union in Gesprächen mit
Südkorea und China als Vermittler in deren Nuklearstreitigkeiten an.24 Ohne eine Unter-
stützung der US-Administration waren hingegen Nuklearverhandlungen der Europäischen
Union  mit  Nordkorea25 wenig  realistisch.  Im  Irankonflikt  wurde  befürchtet,  dass  die
Trump-Administration das Atomabkommen torpedieren könnte, indem es unilateral Sank-
tionen  gegen  Teheran  wiedereinführt.  Die  Europäische  Union  und  der  Iran  hatten  in
diesem Falle signalisiert, dennoch an dem Abkommen festhalten zu wollen.

Im  Sommer  2017  hatte  sich  durch  wiederholte  Raketentests  Nordkoreas  und  einer
harten rhetorischen Linie des amerikanischen Präsidenten die Sorge vergrößert, dass es auf
der  koreanischen  Halbinsel  zu  einer  Eskalation  des  Konfliktes  kommen  könnte.  Als
Gegenreaktion hatte die Europäische Union mit weiteren Handels- und Einreisebeschrän-
kungen im April und August das härteste Sanktionsregime gegen Nordkorea durchgesetzt.
Gleichwohl reichte die Einigkeit der Europäer nicht soweit, dass Ende 2016 Sanktionen
gegen Russland verhängt werden konnten, nachdem zahlreiche Zivilisten durch russische
Luftangriffe auf Aleppo ums Leben kamen.

22 Siehe auch den Beitrag „Afrikapolitik“ in diesem Buch.
23 Siehe auch den Beitrag „Nahostpolitik“ in diesem Buch. 
24 Jeremy Page/Laurence Norman: EU Discussing Role as Broker on North Korea, in: The Wall Street Jour-

nal Online, 20.6.2017.
25 Siehe auch den Beitrag „Asienpolitik“ in diesem Buch.
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Fazit
Die Ernennung von Trump zum Präsidenten der Vereinigten Staaten im Januar, die Einlei-
tung des EU-Austrittsverfahren durch die britische Regierung im März und die Wahl des
proeuropäischen französischen Präsidenten Macron im Juni markieren einige der Wende-
punkte im Frühjahr 2017. Die Ereignisse beförderten den strategischen Leitbildwechsel
von der Transformation hin zum Resilienzaufbau durch die GASP. Die Schaffung einer
Sicherheits- und Verteidigungsunion sollte die Europäische Union dazu befähigen, Gefah-
ren von außen überhaupt abwehren zu können.

Die  Widerstandskraft  nach  außen  setzt  aber  die  Einheit  im  Innern  voraus,  sodass
Mitgliedstaaten sich an die Prinzipien der Rechtsgemeinschaft halten müssen. Dazu zählt
nicht nur die notwendige Umsetzung von einmal beschlossenen Mehrheitsentscheidungen,
sondern auch die Einhaltung der Kopenhagener Kriterien von Demokratie, Rechtsstaat-
lichkeit und Menschenrechten in den Mitgliedstaaten. Die Europäische Union war in 2017
intern mit einer Spaltung zwischen liberal-internationalen ausgerichteten Mitgliedstaaten
und solchen mit  illiberalen-isolierenden Tendenzen konfrontiert.  Eine Entwicklung,  die
eine widerstandsfähige GASP von innen heraus infrage stellte.

Das veränderte strategische Leitbild der Europäischen Union kam hier zum Tragen. Die
Europäische Union setzte nunmehr auf ein „Europa der Sicherheit“26 im Innern und auf
„Ertüchtigungsmaßnahmen“ in ihren Außenbeziehungen. Letztere sollten Regionalorgani-
sationen  und Akteure  in  Drittstaaten  dazu  befähigen,  die  Konfliktregulierung und den
Wiederaufbau selbst in die Hand nehmen zu können. Nicht mehr die originäre Entwick-
lungszusammenarbeit  im  Sinne  der  Wirtschaftsförderung,  sondern  die  zunehmende
Verwendung  von  Entwicklungsgeldern  für  Ausbildungs-  und  Trainingsmaßnahmen  im
Polizei-  und  Militärbereich  geriet  hierbei  stark  in  die  Kritik  insbesondere  seitens  der
Nichtregierungsorganisationen. Zudem wurden Gelder des europäischen Instruments für
Stabilität  für  die  militärische  Zusammenarbeit  eingesetzt.  Das  Spannungsverhältnis
zwischen den GASP-Leitbildern „Resilienz“ und „Transformation“ wird daher weiterhin
den Kurs der Europäischen Union in ihrer Nachbarschaft und globalen Politik bestimmen.
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